Erſcheint wöchentlich 4 Mal: Dienſtag und Freitag früh, 

Pränumerations 

Preis für Einbeimiſche 18 Sgr., mit Botenlohn 19 Sgr.; Aus- 
wärtige zahlen bei den Königl. Poſt-Anſtalten 21 Sgr. 3 Pf. 


Thorn 


Mittwoch und Sonnabend Mittag. 


——— 
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Inſertionen werden bis Montag und Donnerſtag Abend 

5 Uhr, Mittwoch und Sonnabend bis Vormittags LO 

Uhr in der Expedition angenommen, und koſtet die einſpaltiz 
Corpus Zeile oder deren Raum 1 Sgr. 6 Pf. 


== — 


Dienſtag, den 12. Juni. 


1866 


Wahl der Abgeordneten. 


Zu einer Beſprechung der bevorſtehenden Wahl zum Haufe der Abgeordneten beehren wir uns die⸗ 


jenigen unſerer Mitbürger in Kreis und Stadt 


Thorn, welche in Uebereinſtimmung mit den, in unſerem 


Aufrufe vom 28. Mai ausgeſprochenen Grundſätzen entſchloſſen find, den bisherigen Abgeordneten des Wahl⸗ 
kreiſes ihre Stimme nicht wieder zu geben, auf 


Freitag den 15. d. M. Nachmittags 4 Uhr 
ım Saale des Artushofes zu Thorn 


hierdurch ergebenſt einzuladen. 


Thorn, den 7. Juni 1866. 
v. Borries-Thorn. Donner-Kamionken. Hanow-Thorn. Kaun-Culmſee. 
Slawkowo. Müller-Rudak. Joh. Müller-Kl. Niszewken. 


Moede-Zlotterie. 


Kühne-Brzezinko. v. Kries- 
Schinauer-Mocker. 


v. Sodeustjern-Grzywno. Schlee-Kamionken. Steinmann-Thorn. Tober-Rudak. Wegner-Oſtaszewo. 


Weinschenk-Lulkau. 


An die liberalen Wähler. 


Unter dieſer Ueberſchrift veröffentlicht die geſtrige 
Nummer der „Volkszeitung“ eine von den Herren 
Schulze ⸗Delitzſch, Parriſius⸗ Gardelegen, Dr. Löwe⸗ 

albe, Julius von Hennig, Dr. Langerhans, Franz 
Duncker, Dr. W. Siemens unterzeichnete Erklärung, 
die im Weſentlichen folgenden Inhalt hat. Man habe 
mannichfach neuerdings von dem Gentralcomite der 
Deutſchen Fortſchrittspartei den Erlaß eines Wahlpro⸗ 
gramms verlangt, der gewiſſermaßen als Norm für 
die Prinzipien der Neuwahlen dienen ſollte. Zu einem 
olchen orgehen ſei jenes Comité nicht ermächtigt. 
ebrigens bepürften die Wähler auch keinesweges der 
Leitung von irgend einer Seite. Daß, was die Fort⸗ 
ſchrittspartei überhaupt wolle, unter den jetzigen Um⸗ 
ſtänden beſonders erſtrebe, ſei bereits zum Beet 
des Volksbewußtſeins geworden, wie die Erklärungen 
der verſchiedenſten Volks- und Wahlverſammlungen 
weit und breit ergeben. „So haben wir, was kein 
Comité in der Welt hätte fertig bringen können, ein 


Programm, hinter dem unmittelbar das Volk ſteht, 


Der Prozeß gegen den Abg. Tweſteu. 


Die 7. Deputation des Kriminalgerichts verhan⸗ 
delte a. 9. d. Mts. den vielbeſprochenen Prozeß gegen 
den Stadtgerichtsrath Tweſten. Den Gegenſtand der 
Anklage bildet bekanntlich die von dem Abgeordneten, 
Stadtgerichts⸗-Rath Tweſten in der 54 Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes vom 20. Mai vorigen Jahres 
bei Gelegenheit der Berathung des Juſtiz⸗Etats ge⸗ 
haltene Rede, welche nach der Anklage mehrfache Be⸗ 
leidigung und Verläumdungen von Beamten und 
Behörden enthält, die nach Anſicht der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die durch Art 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde vor⸗ 
geſchriebenen Grenzen der Redefreiheit überſchreiten. 

ie Staatsanwaltſchaft beantragte ein Jahr Gefängniß. 

Der Angeklagte Tweſten erklärte hierauf Folgendes: 
Ueber den fachlichen Inhalt der Anklage werde 
ich mich nicht auslaſſen. Denn ſie betrifft eine Rede, 
welche ich im Abgeorduetenhauſe gehalten habe, und 

dort geſprochenen Worte ſind durch die Verfaſſung 
mich ichterlichen Strafgewalt entzogen. Ich werde 
malt aber wegen deſſen, was ich dort geſprochen, nie⸗ 
mein vor einem Gerichtshaf verantworten. Ich muß 
tem den ccfabrung darauf veſchränken, die Inkompe⸗ 

er Gerichte darzuthun. Ich bitte um Erlaubniß, 


eine Wahlloſung aus der Geſammtheit der Wähler 
ſelbſt hervorgegangen, und es bleibt nur übrig, einfach 
Akt davon zu nehmen. Hier der einmüthige Spruch: 

1) Enthält derſelbe die unbedingte Verwerfung der 
Politik des Miniſteriums v. Bismarck, als Urſache 
des bevorſtehenden Krieges, welcher die wahren Inter⸗ 
eſſen Preußens und Deutſchlands ſchwer zu ſchädigen, 
Preußen von ſeinem Deutſchen Berufe weiter wie je 
zu verſchlagen droht, und Einmiſchung des Auslandes 
in innere Deutſche Angelegenheiten in Ausſicht ſtellt 
und dadurch werthvolle Deutſche Grenzländer zu ge⸗ 
fährden droht. . 

2) Giebt er den feſten Entſchluß kund, trotz der 
Gefahr feindlicher Ueberziehung keinen Augenblick den 
Kampf um Recht und Verfaßung aufnarbenn, vielmehr 
die Beſeitigung des gegenwärtigen 9 Pen dense in 
energiſcher wie je anzuſtreben, da nur der Wechſel in 
den leitenden Perſonen und die gänzliche Umkehr von 
von den a befolgten Grundſätzen die Gefahren, 
welche durch Nichachtung des Volkrechts im Innern wie 
nach Außen heräufbeſch 
vermag. 


woren ſind, noch abzuwenden 


das ausführlich thun zu dürfen; denn es handelt ſich 
um das Prinzip der parlamentariſchen Redefreiheit, 
eine Sache von jo großer Bedeutung, daß eine Ver⸗ 
handlung darüber trotz des drohenden Kanonendonners 
die Aufmerkſamkeit des Landes erregt: 

Art. 84 der Verfaſſungsurkunde beſtimmt; 

Die Mitglieder der Kammern können für ihre 
Abſtimmungen in der Kammer niemals, für 
ihre darin ausgeſprochenen Meinungen nur 
innerhalb der Kammer auf den Grund der Ge— 
ſchäftsordnung (Art. 78) zur Rechenſchaft ges 
zogen werden. 

Dieſe Beſtimmung ſchließt ſo unzweideutig jede 
andere Kompetenz aus, doß man ſich auf ihre Wieder- 
gabe beſchränken könnte, wenn nicht das Obertribunal 
am 29. Januar d. J. das Gegentheil beſchloſſen hätte. 
Seitdem die Regierung im vorigen Jahre erklärte, ſie 
wolle noch einmal das Experiment machen, eine ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgung der Abgeordneten durchzuſetzen, 
und namentlich ſeit jener Tribunalsbeſchluß extrahirt 
iſt, thun Brochüren und Zeitungsartikel der konſervg⸗ 
tiven Partei, als ob die Annahme der Strafloſigkeit 
eine neue Erfindung der jetzigen Oppoſition ſei. Das 
iſt eine vollſtändige Entſtellung der Wahrheit. Seit 
dem Entſtehen der Verfaſſung, 16 Jahre lang iſt alle 


3) Stellt er die beſtimmte Forderung auf, daß 
die Abgeordneten, vor vollſtändiger Herſtellung ihrer 
verfaſſungsmäßigen Befugniſſe, insbeſondere ihres 
Budgetrechts, der königlichen Staatsregierung keinerlei 
Mittel in Steuern und Anleihen zur Verfügung 
ſtellen und Sena Nichts gewähren ſollen, was 
dieſelbe zur Fortführung ihres bisherigen, den politi⸗ 
ſchen und wirthſchaftlichen Bedürfniſſen, wie den Rech⸗ 
ten des Landes widerſtreitenden Regiments in den 
Stand ſetzt. , 

Dies ſei das Hauptſächliche, worin alle it bade 
und Reſolutionen übereinſtimmten. Das Volk habe 
bereits ſo viel politiſche Einſicht, daß es ſich mit ſeiner 
ganzen Kraft auf das, was zunächſt Noth thue, concen⸗ 
trire. Daß das Preußiſche Volk, in ſeiner materiellen 
und ſtaatlichen Exiſtenz gefährdet, an jeinen Grenzen 
von feindlichen Heeren hedroht, während alle Gewerbe 
— darnieder liegen, dennoch ſeine höheren Güter 
eine geſchichtliche Beſtimmung keinen Augenblick aus 
den Augen verliert, das ift die Gewähr für ſeine Zu⸗ 
kunft. (Indem wir von dieſer wichtigen Erklärung 
Akt nehmen, können wir mit der Bemerkung nicht zu⸗ 


Welt einig geweſen. 1853 wies das Obertribunal, 
übereinſtimmend mit den Inſtanzrichtern, die Anklage 
gegen den Abgeordneten Aldensofen, zurück, weil 
der Ausdruh „Meinungen“ alle Aeußerungen ei⸗ 
nes Abgeordneten bei ſeiner Ausübung Funktio⸗ 
nen umfaſſe, und weil wegen der geäußerten Meinun⸗ 
gen nur die betreffende Kammer Rechenſchaft zu for⸗ 


dern habe. Noch 1865 wiederholte das Obertribunal 


dieſen Beſchluß in Zurückweiſung der Anklage gegen 
den Abgeordneten v. Lyskowski. Auch in mehreren 
Diseciplinarerkenntniſſen hat das Obertribunal' den 
Grundſatz der Nichtverantwortlichkeit eines Abgeord— 
neten für alle Aeußerungen im Haufe direkt anerkannt. 
Noch 1863 ſchrieb das jetzige Miniſterium, daß die 
Anwendung der Strafgeſetze auf etwaige ungeſetzliche 
Aeußerungen der Abgeordneten durch die Verfaſſung 
ausgeſchloſſen ſei. Die Thatſachen ſind in der Rede 
des Abg. v. Forckenbeck zuſammengeſtellt, die ich zu 
den Akten übergebe. Im Jahre 1857 verſuchte der 
Lehrer Wander eine Klage wegen Verläumdung gegen 
den konſervativen Abg. v. Grävenitz, und wendete ſich, 
von den Gerichten zurückgewieſen, mit einer Petition 
an das Abgeordnetenhaus. Aber die ſogenannte Land⸗ 
rathskammer, in welcher die Konſervativen die Majo⸗ 
rität hatte, wies die Petiteon zurück. Weder Hr. v. 
Gerlach noch [Hr. v. Blanckenburg erhoben ſich da⸗ 


rückhalten, daß es uns verwundert, dieſelbe zen in 

der „Volkszeitung“ abgedruckt zu finden. Nach unferer 
einung haben alle liberalen Zeitungen ein Anrecht 

auf gleichzeitigen Empfang von Schriftſtücken, die die 

Partei angehen. Die Bevorzugung der „Volkszeitung“ 

mußte um ſo mehr vermieden werden, da der Name des 

See derſelben ſich unter den Unterzeichnern 
efindet.) 


Zur Situation. 


— Die neueſten Vorgänge haben zu einem Aus⸗ 
bruche des Krieges eine Veranlaſſung noch nicht gege⸗ 
ben. Preußen erklärt, es halte ſich in der Defenſive, 
und ee wird ebenfalls nicht angreifen, ſondern 
die Entſcheidung dem deutſchen Bunde überlaſſen und 
dieſer wird ſich wohl, wenn er überhaupt eine Execu⸗ 
tion gegen Preußen beſchließen ſollte, was ſehr 
zweifelhaft erſcheint, ſich damit nicht ſo ſehr beei⸗ 
len. Die öſterxeichiſchen Truppen haben inzwiſchen, 
von dem preußiſchen See⸗ und e 
aufs freundſchaftlichſte begleitet, Kiel verlaſſen, und 

r. v. Manteuffel hat Hrn. v. Gablenz erklärt, er 
habe den Befehl, jedem Conflicte nach Möglichkrit 
vorzubeugen. Im Uebrigen hat Hr. v. Manteuffel 
Hrn. v. Gablenz eingeladen, wieder gemeinſchaftlich 
mit ihm die Landesverwaltung zu führen und die Her⸗ 
zogthümer gemeinſchaftlich 8 beſetzen.“ Eine Ant⸗ 
wort iſt noch nicht rag ie Vermittelungsverſuche 
von Bayern, Baden ꝛc. dauern fort. 


— Die Gerüchte über eine Annährung zwiſchen 
Rußland und Oeſterreich ſcheinen nicht ganz unbe⸗ 
gründet zu ſein. Auch die Wiener „Oſtd. Poſt“, die 
von einer ſolchen Annährung nicht gerade entzückt iſt, 

richt davon als etwas ganz Unzweifelhaftem. Die 

onaufürſtenthümerfrage ſpiele eine Hauptrolle hier⸗ 
bei; es ſei ſicher (und das wird auch durch ei en Ar⸗ 
tikel des offiziellen St. Petersburger Journals be⸗ 
tätigt, daß Rußland ganz entſchieden gegen die Ein⸗ 
etzung des Prinzen von Hohenzollern in Rumänien 
ei. 8 habe Oſtgalizien von Truppen ent⸗ 
blößt, weil es Rußlands ſicher ſei, es gehe ſogar das 
Gerücht, daß ruſſiſche Truppen im Nothfalle Galizien 
beſetzen würden. Die „Oſtd. Poſt“ iſt einverſtanden 
damit, ſich Oeſterreich mit Rußland in Betreff der 
Donaufürſtenthümer und in Betreff Venetiens ver⸗ 
ea ; aber einen förmlichen Allianzvertrag wünſcht 
e nicht. 


„Da — ſagt ſie — in den obigen beiden 
ragen die ruſſiſche wie die öſterreichiſche Politik die 
leichen Intereſſen der Negation haben, ſo iſt die 

rſtändigung derſelben ſehr erklärlich und England 
braucht ſich darüber nicht im mindeſten zu alarmiren, 
da dieſe Negation die Pforte nicht nur nicht gefährdet 
ſondern im Gegentheil gegen chen oe Intriguen 
aſſecuriren kann. Bei der politiſchen Vorſicht, welche 
dem Grafen Mensdorff in unendlich höherem Grade, 
als der zwiſchen den unglücklichſten Experimenten hin 
und her ſpringenden Politik ſeines Vorgängers eigen 
iſt — dürfen wir erwarten, daß das Verhältniß zu 
Rußland nicht weiter getrieben wird, als gerade die 
reglen Verhältniſſe es erheiſchen. Wo die ere 
zuſammengehen, da ſoll man wohlmeinend und freund⸗ 
nachbarlich ſich die Hände reichen; aber die Pfade der 
alten Romantik möge man ja nicht glauben aufladen 
zu können. Dieſe Zeit ift vorbei und die ruſſiſchen 
Staatsmänner ſind ſelbſt zu ernüchtert über das We⸗ 
en der ſog, heiligen Allianz, als daß irgend welche 

usſicht wäre, längſt erſtarrte Tendenzen und For⸗ 
men wieder zu galvaniſiren. Oeſterreich hat die Alli⸗ 
anz Deutſchlands geſucht und gefunden; daß iſt ſein 
natürlicher Verbündeter.“ 

. Kiel, den 9. Juni. Preußen wird, wenn Defter- 
reich die einſeitige Berufung der holſteiniſche Stände 
aufrecht erhält, eine gemeinſchaftliche Landesregierung 
tür Schleswig⸗Holſtein konſtituiren, zu deren 8 8 55 
im der Frhr. v. N diſigmirt iſt. Feldmar⸗ 
chall⸗Lieutenant von Gablenz hat die Einladung des 
General⸗Lieutenants von Manteuffel mit ihm gemein⸗ 
— die Regierung beider Herzogthümer, wie vor 
em Gaſteiner Vertrage zu übernehmen, abgelehnt. 


mals für die Zuläſſigkeit der gerichtlichen Verfolgung. 
Wenn ſie ſetzt für den Tribunalsbeſchluß eifern bewei⸗ 
ſen die ſogenannten Konſervativen uur, daß ihre Be⸗ 
griffe von Recht ſich lediglich nach den Parteiintereſſen 
des Augenblicks richten. Derſelbe v. Below, welcher 
1865 den Antrag gegen die Redefreiheit im Herren⸗ 
hauſe ſtellte, berief ſich noch 1863 ausdrücklich auf die 
Unverantwortlichkeit der Tribüne, um gewiſſe Dinge 
zu ſagen, die ſonſt gerichtlich verfolgt würden, Auch 
jetzt haben die Gerichte erſter und zweiter Inſtanz 
hier wie in Oſtpreußen die erhobenen Anklagen zurück⸗ 
gewieſen. Das Obertribunal hat zum erſten Mal 


ſeitdem die Verfaſſung beſteht die Einleitung der Sache 


verfügt. 

Voeormeg wird in dem Beſchluß vom 29. Januar 
geſagt, ſchon in dem Aldenhovenſchen Falle ſei bemerkt 
daß nicht alle Aeußerungen eines Abgeordneten in der 
Kammer der ſtrafgerichtlichen Verfolgung entzogen 
ſeien. Dieſelbe Ausſtellung machten ſchon der Juſtiz⸗ 
miniſter und Graf Arnim⸗Boytzenburg in den Kam⸗ 
mern. Aber der Beſchluß von 1853 ſtellt in feinen 
Motiven lediglich den Aeußerungen eines Abgeordne⸗ 
ten in der Kammer gegenüber die Aeußerungen, „welche 


Politiſche Rundſchau. 

Deutſchland. Berlin, den 9. Juni. Unter 
dem Titel „Ein Votum in der Kriegsfrage“ hat der 
bisherige Abgeordnete des Wahlkreiſes Lennep⸗Solin⸗ 
gen, Hr. v. Roenne. eine Flugſchrift in Stettin bei 
Saunier erſcheinen laſſen, welche die Aenderung des 
politiſchen Syſtem in Preußen mit gleicher Entſchieden⸗ 
heit fordert, wie es jetzt in der geſammten libetalen 
Preſſe geſchieht. Der Verfaſſer ſteht zwar auf groß⸗ 
preußiſchem Standpunkte, folgt aber überall liberalen 
Grundſätzen und beweiſt auf das Schlagendſte, daß 
mit einer anti⸗liberalen Politik im Innern eine natio⸗ 
nale nach außen nicht vereinbar iſt. Die Schrift iſt 
wegen ihrer klaren, rein ſachlichen und überzeugenden 
Darſtellung der jetzigen Verhältniſſe für die gegenwär⸗ 
tige Wahl⸗Agitation ſehr zu empfehlen. — Solche 
Schriften ſollte jeder lieberale Abgeordnete ſeinem 
Wahlkreiſe widmen und in dieſem verbreiten laſſen! 

— Es gehen düſtere Gerüchte über unfern Land⸗ 
tag durch die Hauptſtadt. Man will wiſſen, daß in 
Solge des Eintritts des Hrn. v. d. Heydt die Politik 
in Bezug auf den Landtag ſich geändert habe. Der 
Finanz⸗Miniſter ſoll vorgeſtellt haben, daß der Land⸗ 
tag ſchwerlich Anleihen bewilligen werde, und daß man 
deshalb ſuchen müſſe, ohne ihn die Mittel zum Kriege 
zu erlangen. Hr. v. d. Heydt ſoll ſich zutrauen, durch 
den Verkauf von Eiſenbahnen und durch eine freiwillige 
Anleihe ſo viel Geld aufzubringen, als nöthig ſei. 
Daß dieſe Anſicht des Finanzminiſiees von den übri⸗ 
geu Miniſtern gebilligt und getheilt worden iſt, läßt 
ſich erwarten, und man glaubt deshalb, daß auf dieſer 
Sande noch viel tiefer in das conſtitutionelle 
Staatsleben eingreifende Pläne entworfen worden ſeien. 
Die Methode der Ausführung ſcheint jedoch noch nicht 
feſtzuſtehen. Es heißt, man werde die Wahlen vor ſich 
gehen laſſen, aber die Einberufung des Landtages ſus⸗ 
bendiren. Es iſt aber auch von der Suspendirung der 
Wahlen und der Oktroyirung neuen Wahlgeſetzes die 
Rede. — Ein drittes Gerücht beſagt, man werde den 
Landtag noch zuſammenberufen, aber auflöſen, ſobald 
er die Haltung des vorigen fortſetzt, und dann zum 
Erlaß eines neuen Wahl ejetes ſchreiten, das aber erſt 
bee in Kraft treten fol. Wir enthalten uns des 

rtheils über dieſe Gerüchte. Jeder Wähler wird ſich 
elbſt ſagen, was er darüber zu denken hat. — Herr v. 

euſt erklärte in der längeren Rede, welche er in der 
zweiten Kammer über die gegenwärtigen Verhältniſſe 
Sachſens hielt: „Manche Nachrichten, die aus guter 
Quelle kamen, hätten Sachſen zur ernſten Mahnung 
werden Resor Vorſicht zu üben. In Bezug auf die 
Bundes⸗Reform bemerkte Hexr v. Beuſt, der Ausſchuß 
des Bundestages habe vier Wochen laug keine Sitzung 
halten können, weil der Preußiſche Geſandte, ohne den 
man doch nicht berathen konnte, nie anweſend war, 
und nur mit großer Mühe ſei es zuletzt gelungen, von 
ihm eine Schriftliche Erklärung zu erlangen, — Hierna 
kann es dem Grafen Bismarck nicht darum zu thun 
eweſen ſein, daß ein W ſam pen Stande komme. Es 
bandelte ſich für ihn nur um den „Schachzug“. 

— Die Berichte aus Kiel, Rendsburg und Altona 
Festen 2. daß die Beſetzung Holſteins durch die peeu⸗ 
ßiſchen Truppen ohne weiteren Zwichenfall erfolgt iſt, 
und daß die geſammte Brigade Kalik jetzt in Altona 
konzentrixt iſt. F.⸗M.⸗L. v. Gahlenz ſcheint in Altona 
weitere Inſtruktionen aus Wien abzuwarten; ob ex 
der wiederholten Einladung des Generals v. Manteuffel, 
neben ihm als Kommiſſaxius in Kiel zu fungiren, ent⸗ 
ſprechen wird, iſt nach Allem wohl ziemlich zweifelhaft. 

— Den 10. Juni. Die 7. Deputation des Krimi⸗ 
nalgerichts (Vorſitzender Stadtgerichts⸗Rath Meißner, 
Beiſitzer Stadtgerichts-Rath und Graf v. Bredow), 
verhandelte heute die gegen den Abgeordneten Stadt⸗ 
W Tweſten, auf Grund feiner in der 54. 

itzung des Abgeordnetenhauſes vom 20. Mai 1865 
gehaltenen Rede erhobene Anklage. Der Staats⸗An⸗ 
walt Zöllner beantragte, wegen Verläumdung des 
Juſtiz⸗Miniſters, des Stgatsminiſteriums, der Ober⸗ 
tribunals ꝛc. 1 Jahr Gefängniß. Der Gerichtshof er⸗ 
kannte nach 2¼ ſtündiger Berathung auf Freiſprechung 
des Angeklagten, indem er annahm, daß Art. 84 dem⸗ 
ſelben zur Seite ſtehe. Ein außerordentlich zahlreiches 


von demſelben in dieſer ſeiner Eigenſchaft bei Aus⸗ 


übung ſeine Funktionen in den Kammern gemacht 


werden.“ Ich denke, dieſe Unterſcheidung iſt nicht 
mißzuverſtehen. 8 

Sodann giebt der Beſchluß einige Umſtände aus 
der Entſtehungsgeſchichte des Art. 84, um darzuthun, 
daß Meinungen nicht alle Aeußerungen umfaſſen ſoll⸗ 
ten. Richtig iſt, daß in dem Geſetze vom 23. Juni 
1848 neben Meinungen noch Worte ſtanden, und daß 
in dem Kommiſſionsentwurf der Nationalverſamm⸗ 
lung ſtatt Meinungen der Ausdruck Aeußerungen ge⸗ 
wählt war, während in dem Regierungsentwurf vom 
Mai 1848 und in der oktroy irten Verfaſſung vom 
Dezember 1848 „Meinungen“ ſtand. Aber der 
Präſident Simſon hat bereits bemerkt, daß die ab⸗ 
weichenden Faſſungen bei der Reviſion der Verfaſſung 


nicht vorlagen, daß daher aus abweichenden Ausdrük⸗ 


ken kein Schluß auf verſchiedene Abſichten zu ziehen 
ſei. Der Ausdruck Meinungen iſt aus der belgiſchen 
Verfaſſung entnommen, wo die Unverantwortlichkeit 
für opinions der Abgeordneten ausgeſprochen iſt. Die 
Zeugniſſe von Simſon und Ammon, von Tellkampf 
und Harkort, das Kommiſſions⸗ Protokoll vom 28. 


ſausgeſchloſſen fein ſollt en. 


Publikum hatte ſich eingefunden, welches den Ange⸗ 
klagten bei ſeinem Anstritt aus dem Gerichtsſaal mit 
einem dreifachen Hoch begrüßte. i 2 
Karlsruhe, den 8. Juni. In dem preußifcen 
Cirkular vom 27. Mai d. J. über die Bundesreform 
heißt es: Was Se. Majeſtät perſönlich anbetrifft, 
8 liegt Allerhöchſtdemſelben nichts ferner, als Seine 
undesgenoſſen, die deutſchen Fürſten beeinträchtigen 
oder unterdrücken zu wollen. Allerhöchſtderſelbe will 
mit ihnen als Einer Ihres = Gleichen gemeinſam für 
die gemeinſame Sicherheit nach innen und nach außen 
ſorgen, aber beſſer als bisher. Wer dieſen ernſten 
Willen und das längſt auf jenes Ziel gerichtete Be⸗ 
ſtreben Se. Majeſtät als Ergebniß perſönlichen Ehr⸗ 
eizes ſchildext, der entſtellt die Thatſachen, welche von 
Alerböchſtdeſſen Handlungs⸗ und Sinnesweiſe offenes 
Zeugniß ablegen. Seine Majeſtät der König ſind 
ſtets weit davon entfernt geweſen, einen Ehrgeiz zu 
hegen, der auf Koſten der Nachbarn und Bundesgenoſ⸗ 
ſen Befriedigung geſucht hätte, wenn Allerhöchſtdieſel⸗ 
ben auch nach mannigfachen Erfahrungen daxauf ver⸗ 
zichten müſſen, die Verleumdungen zum Schweigen 
zu, bringen. Seine Majeftät beabſichtigen auch jetzt 
mit der Bundesreform nicht, den deutſchen Fürſten 
Opfer anzuſinnen, welche Preußen nicht ebenſo im In⸗ 
tereſſe der Geſammtheit zu bringen bereit wäre. — 
In der heutigen Sitzung der Abgeordnetenkammer ver⸗ 
langte die Regierung für die Mobilmachung der Ar⸗ 
mee einen Kxedit von 3,813,000 Gulden und legte ei⸗ 
nen die Einberufung der Exkapitulanten betreffenden 
Geſetzentwurf vor. Aus Kaclsruhe wird glaubhaft ge⸗ 
meldet: Den Friedensbeſtrebungen des Großherzogs 
von Baden hat ſich außer dem Großherzoge von Sach⸗ 
en⸗Weimarx auch der Herzog Ernſt von Koburg ange⸗ 
chloſſen. Sachſen-Meiningen hat ſich gegen die preußi⸗ 
ſchen Parlaments- und Reformpläne ausgeſprochen, wel 
chem die übrigen thüringiſchen Staaten zuſtimmen. 


Frankreich Hier, wie in ganz Euxopa, fragt 
man geſpannt: Wo wird der erſte Kanonenſchuß fallen, 


in Holſtein, in Schleſien oder in Venetien? Hier 915 
denkt man der Palmerſton'ſchen Prophezeihung: „Die 
Herzogthümerfrage wird noch einmal das Schwefel 
ölzchen werden, das ganz Europa in Brand ſteckt. 

aß der let der Oeſterreichiſchen Neid vom 5. 
Juni einſeitig und daher ohne geſetzliche Kraft iſt, 
darüber herrſcht auch hier kein an Bei man fragt da⸗ 
her: was wird Preußen thun, nun Oeſterreich dreifach 
contractbrüchig geworden iſt? Der Herzog von Gra⸗ 
mont hat ein eigenhändiges Schreiben an Franz Jo⸗ 
ſeph mitgenommen, das im Momente zwar ai alle 
Wirtung bleiben, aber ſich er ſtark aufs Krebholz ge 
ſetzt werden dürfte. Die Hoffnungen Oeſterreichs auf 
eine ſtillſchweigende Zuſtimmung Alexander's II. zu 
Franz Joſeph's „Reſerven“ werden heute auch von 
denen, die ſich einige Tage davon hatten benebeln laſſen, 
als blauer Dunſt erkannt. 

— Die „France“ ſagt: Der Herzog v. Gramont 
hat in Wien den letzten Verſuch gemacht, eine Ver⸗ 
ſöhnung herbeizuführen. Der Graf Mensdorf hat aber 
die in der Antwort auf den Konferenzvorſchlag ausge⸗ 
ſprochenen Erklärungen einfach aufrecht erhalten. Die 
Depeſchon des Von v. Gramont, die über die Re⸗ 
ſultate ſeiner ae Bericht erſtatten ſollen, 
werden morgen erwartet. Der „Abendmoniteux“ v. 6. d. 
ſagt in feinem Wochenbericht? Preußen und Italien 
baden die Einladung zur Konferenz angenommen, 
während 1 ſeine Einwilligung an Bedin⸗ 
gungen knüpfte, welche eine eingehendere Prüfung der 
italieniſchen Streitfrage ausſchloſſen, indem gerade 
der Hauptgegenſtand der gegenwärtigen Differnzen 
außerhalt der Diskuſſion geſtellt wurde. Durch feinen 
in Frankfurt eingebrachten Antrag in Betreff Hol⸗ 
ſteins, hat Oeſterreich bereits im Voraus auch Diele 
Frage der Konferenz entzogen. England und N 
land ſind der Anſicht, daß unter dieſen Umſtänden 
die Berathungen keinen Nutzen dic deer könnten. Die 
Regierung des Kaiſers konnte Beer: Anſchauungs⸗ 
weiſe nur anſchließen und ne für den Augenblid den 

offnungen entſagen, welche ſich an ein unmittelbares 
uſammentreten der Bevollmächtigten knüpfen ließen. 


September 1849 — ich überreiche fie zu den Akten — 
ſtellen feſt, daß Niemand an einen Unterſchied zwiſchen 
Meinungen und Aeußerungen dachte, daß Niemand bei 
der jetzigen Faſſung die gerichtliche Verfolgung irgend 
einer Yeußerung für möglich hielt. Nach dem Proto⸗ 
koll wurden in der Kommiſſion Vorſchläge abe 
welche den Ausdruck Aeußerungen enthielten. Es iſt 
aber nicht wahr, daß dieſe Anträge „weitergehende“ 
waren, wie das Obertribunal ſagt. Meinungen und, 
Aeußerungen wurden offenbar als gleichbedeutend ge⸗ 
braucht. Zufällig bedienten ſich gerade die konſervati⸗ 
ven Abgeordneten v. Klützow und Geppert des Aus⸗ 
drucks Aeußerungen. Die Differenzen lagen in ande⸗ 
ren Punkten. Graf Arnim wollte Hochverrath und 
Majeſtätsbeleidigung ausgenommen wiſſen, zum ſiche⸗ 
ren Beweiſe, daß man jede ſonſt ſtrafbare Aeußerung 
durch das Privilegium der parlamentariſchen Redefrei⸗ 
heit gedeckt ſah. Endlich einigt man ſich auf die jetzige 
Faſſung, um nicht durch die Faſſung der Regierung 
„weder für ihre Abſtimmung noch führ ihre ausge⸗ 
ſprochenen Meinungen“ den Schein zu erwecken, als 
ob auch Disciplinarſtrafen innerhalb der Kammern 


(Fortſetzung folgt.) 


Italien. Der „Independance“ wird über die 
Zuſtände in n folgt geſchrieben: „Die ar⸗ 


men Provinzen, welche durch Steuern erdrückt, une 
Lähmung jedes Erwerbes und Handels verarmt, dur 

Oeſterreichiſche Aushebungen und durch Flucht ins 
Ausland zu den Freiwilligen gelichtet worden, ſollen 
nun in ſechs Monaten 30 Mill. Lire zwangsweiſe in 
Baarem aufbringen! Für einen Theil der Provinzen 
beginnen die Zahlungen bereits in dieſem Monate.“ 


Provinzielles 

Königsberg, den 7. Juni Im Kreiſe Fiſchhau⸗ 
en circulirt, bereits mit ſehr zahlreichen Uuterſchriften 
edeckt, folgende Adreſſe: „Allerdurchlauchtigſter ꝛc. ꝛc. 
Stets ſollte zwiſchen Thorn und Land ungeſchminktte 
Wahrheit herrſchen. Unabweisbar wird dieſes Be⸗ 
dürfniß in Zeiten der Gefahr. Solche Zeit iſt da. 
Ein Krieg von unberechenbaren Dimenſionen ſchwebt 
über dem Vaterlande, und doch kann die Stimme des 
Volkes durch den Mund ſeiner geſetzlichen Vertreter 
nicht an das Ohr ſeines Königs dringen. Da tritt die 
gebieteriſche Pflicht an das Volt, dem öffentlichen Be⸗ 
wuſtſein einen loyalen Ausdruck zu geben, ſo lange es 
noch nicht zu ſpät iſt. Geſtatten Ew. Maj. darum auch 
uns, ein ſolches Zeugniß, getragen von Vaterlandsliebe, 
hier abzulegen. Der nächſte und vielleicht einzige Weg 
zu friedlicher Löſung der obſchwebenden Fragen, der, 
welcher das Fundament preußiſcher Macht und preußi⸗ 
ſchen Einfluſſes bildet, der Weg moraliſcher Eroberung 
der deutſchen Stämme iſt bisher kaum verſucht worden. 
— Sollte aber auch nur durch Krieg die Löſung mög⸗ 
lich ſein — nur ein Miniſterium, welches die opfer⸗ 
willige Kraft der Nation zu ſeiner Verfügung hat, 
kann zum Heil des Vaterlandes, ſei es im Krieg oder 
im Frieden, die Zügel der Regierung weiter führen. 
wenn auch jedem Miniſterium die Gewalt zu Gebote 
ſtehen mag, ſich die Mittel zum Beginn eines Krieges 
zu verſchaffen. Deßhalb ſprechen wir, ehrfurchtsvoll, 
aber mit Bewußtſein der Solidarität der Inrereſſen 
des Hauſes Hohenzollern und Preußens, ja Deutſch⸗ 
lauds — auch voll Hoffnung, die Bitte aus, es wolle 
Ew. Maj. gefallen, der Stimme Ihres getreuen Vol⸗ 
kes endlich Gehör zu ſchenken und die Krone mit Rät⸗ 
hen zu umgeben, die mit der Volksvertretung Hand 
in Hand gehen wollen und können. Dann wird, ſo 
hoffen wir, auch der Ruf nach Frieden ſich noch erfüllen 
laſſen, ohne der Ehre und den Interreſſen Preußens 
das Mindeſte zu vergeben. Geruhen Ew. K. Maj. die 
Verſicherung unwandelbarer Treue und Ergebenheit 

entgegen zu nehmen.“ (Folgen die Unterſchriften.) 


Lokales. 

— Perſonalia. Zum Oberſten ift ernannt: Herr v. La 
Chevallerie, Command. des 7. Oſtpr. Iuf.-Reg. Nr. 44; 
den Charakter als Oberſt hat erhalten: Herr v. Hegener, 
Bez.-Com. des 1. Bat. (Oſterode) 3. Oſtpr. Landw.-Reg. 
Nr. 4. — Am Sonnabend d. 9. d. traf der Reg. ⸗Präſ. 
Herr Graf zu Eulenburg hier zum Beſuch ein, welcher 
ſich bis zum anderen Tage ausdehnte. Man meint, der Be. 
ſuch hätte ſich auf die bevorftehenden Wahlen bezogen. 

— Bie Adreſſe an Se. Maj. den König. Die HGeſchichte 
dieſer Adreſſe, deren Abſendung in der Stadtv..Berf. bean- 
tragt und beſchloſſen worden war, dann aber, in der Sitzung 
am 6. d. Mts., aus vollwichtigen Gründen ad acta gelegt 


wurde, haben wir unferen Leſern in Nr. 88 u. Bl. mitge- 


theilt. Wenn wir nun noch nachſtehend den Wortlaut des 
Adreß⸗Entwurfs bringen, fo geſchieht dies ſowol in chroni 
kalem Intereſſe, als auch um die Geſinnung zu konſtatiren, 
welche zur Zeit die hieſige Bevölkerung erfült. Wir glau 
er * bärfen; daß die Adreſſe, fo über- 
© E rt iſt, die Zuſtimmung der hieſigen 
Bevölkerung, dieſer vorgelegt ü 
Die Adreſſe N 3 
Allerdurchlauchtigſter ꝛc. 
Eurer Majeſtät 
fühlen wir, die unterzeichneten Vertreter der Stadt Thorn, 
uns in unſerem Gewiſſen gedrungen, in Allertiefſter Ehrfurcht 
0 nahen, und um Gehör zu bitten. Auch wir empfinden 
chwer die Laſten, welche ſchon durch die umfaſſenden Vor⸗ 
dereitungen zum Kriege dem Lande auferlegt ſind. Dennoch 
würden wir dieſe und die noch größeren Leiden eines wirk- 
lichen Krieges mit Opferfreudigkeit ertragen, wenn es gilt, 
einen Angriff auf Preußens Ehre und berechtigte Stellung 
Leun Lader, Aber wir halten es für unfere Pflicht, im 
pe 9 08 de Trene es auszuſprechen, daß die Begeiſterung, 
em Kampf gegen ſo viele uns bedrohende Feinde 
den Sieg gewährleistet, erſt dann in die Herzen einziehen 
wird, wenn der ſo lange erſehnte Frieden 3 wie 
derhergeſtellt iſt. Eurer Mas. Weisheit wird ſo vertrauen 
wir, die Mittel und Wege finden, das lange ſower auf dem 
Lande laſtende Zerwürfniß zu enden, und damit den Frie 
den mit den übrigen deutſchen Stämmen anzubahnen. 
In tiefſter Ehrfurcht ꝛc. 
= efen. Beim K. Gymnaſium haben am Sonn. 
abend d. 9. d. 3 Primauer das Abiturienten Examen gemacht 
und das Zeugniß der Reife erhalten. Einer von ihnen ift 
zur Fahne einberufen. 
um aufruf der en Donner und Genoſſen. 
Nachdem wir —— Num. ee e des wann 
rufe, daß Diejenigen, deren Wahlparole: „Wiederwahl!“ 
landesberrätheriſch gefinnt feien, als eine mindeſtens nichtige 
und unhaltbare dargelegt haben, erübrigt für uns noch eine 
Auslaſſung im Wahlaufruf, die nicht unbeachtet bleiben kann. 
Aung Bait e ſagt der Aufruf — der ‚bisherigen 
Fögeerdneten! Keine Wahl eines Yarteimannes!* — Eine 
nis ere Wah parle, das müſſen wir ſagen, haben wir noch 
Abgeben, Was hat dieſelbe wo ; 
In Spednetenhaufe haben ſich bemerklich gemacht: die Feuda 
Dir ie, Gouvernementalen, die mit jeder Regierung. 3 
und Dünn gehen, die Katholiken, die Liberalen, wele 


zu bedeuten? — Im 


ſich in mehrere Fraktionen theilen. Die Herren Unterzeichner 
des Wahlaufrufs wollen mithin Angehörige der genannten 
Parteien als Kandidaten für das Abgeordnetenhaus nicht 
aufſtellen und müſſen daher Perſönlichkeiten vom Sirius 
als Kandidaten in Ausſicht genommen haben, denn in Preuf- 
ſen dürften ſie ſchwerlich Jemand finden, der nicht minder 
oder mehr entſchieden einer jener Parteien angehörte. 

Das wird wol auch mit jener Parole nicht gemeint 
fein, daß wir Sitius- Bewohner in das preußiſche Abgeord— 
netenhaus wählen ſollen. Wenn die Parole einen Sinn ha- 
ben ſoll und kann, fo iſt es doch nur der, daß die Wahl, 
männer des Kreiſes Thorn-Culm bei der bevorſtehenden Wahl 
keinen Preußen wählen möchten, der ſchon im Abgeordneten 
tenhauſe geſeſſen hat. 

Gut, das läßt ſich ſchon hören, aber einen Parteimann 
müſſen die Wahlmänner, darum kommen ſie nicht, doch wäh- 
len, denn, wie geſagt, jeder Preuße mit fünf geſunden Sin. 
nen und politiſchem Bewußtſein hat dieſe, oder jene politiſche 
Anſicht, gehört nach Rechts, oder Links, oder ins Centrum. 
Was für einen Parieimann die Unterzeichner des Wahlauf— 
rufs wünſchen, das ſagt uns letzterer auch, freilich indirekt. 
Er ſoll fo nämlich patriotiſch fein zu vergeſſen, daß der innere Kon- 
flikt beſteht, das Budgetrecht des Abgeordnetenhauſes thatſäch⸗ 
lich nicht anerkannt iſt, (dieſes Recht welches ebenſoſehr zur Sicher 
heit des Thrones, wie zur Wohlfahrt des Volks in der Ber- 
faſſung feſtgeſtellt ift,) die innere Verwaltung u. ſ. w., das 
Miniſterium Bismarck durch eine Anleihe zum Kriegführen 
unterſtützen und das gut heißen, was dieſes Miniſterium zur 
Beſeitigung des inneren Konflikts zu thun für gut befinden 
dürfte. Die Wahlmänner des Kreiſes Thorn. Culm ſollen, 
das muthet ihnen der Wahlaufruf zu, nicht etwa keinen 
Parteimann wählen, ſondern einen ſolchen Parteimann 
wählen, der mit dem Miniſterium Bismarck wo möglich 
durch Dick und Dünn geht. Die Wahlagitation der Herren 
Donner und Genoſſen hätte ſonſt keinen Sinn. 

Etwas Anderes will aber auch die feudale Partei nicht. 
Die Kreuzzeitung ſagte unlängſt, zuerſt nur die Anleihe zum 
Kriegführen, nach dem Kriege wollen wir im Abgeordneten- 
hauſe über den inneren Konflikt — weiter debattiren. — 
Herr v. Blankenburg vermaß ſich neulich in einer Verſamm⸗ 
lung von Konſervaliven zu drohen, daß die Verweigerung 
einer Anleihe zum Kriege ſeitens des Abgeordnetenhauſes 
Veranlaſſung zur Vernichtung der Verfaſſung geben werde. 
Dieſer brave Patriot vergaß hierbei nur, daß die Suspendi- 
rung oder Abänderung der Verfaſſung mit der höchſten 
Strafe, mit dem Tode, bedroht wird und in gleiche Rubrik 
mit Königsmord, Vertreibung des Königs, ꝛc. geſtellt iſt. 
(8 61 des Strafgeſetzbuchs.) 

Wer alſo dem gedachten Wahlaufruf Folge giebt, der 
unterſtützt, wenn auch nicht wiſſentlich und unmittelbar, fo 
doch unwiſſentlich und mittelbar die Peſtrebungen der feuda- 
len Partei. Das aber wollen wir unter keinen Umſtänden 
und in keiner Weiſe, weil wir dieſe Beſtrebungen für ſchäd. 
lich halten, und deshalb halten wir feſt an der Parole: 
Wiederwahl der früheren Abgeordneten! — 

Ueber den Vortheil, den wir von dem Feſthalten dieſer 
Parole erwarten und erwarten dürfen, morgen mehr. 


— Zum Poſtverkehr. Obſchan wir bereits in Nr. 80 
u. Bl. die Beſtimmungen des K. General-Paſtamts über die 
Feldpoſtbriefe bekannt gemacht haben, nehmen wir, da dieſe 
Beſtimmungen nach täglicher Erfahrung noch nicht zur Ge ⸗ 
nüge bekannt find, nochmals Verlaſſuug, darauf aufmerk- 
ſam zu machen, was bei Salratenbriefen (Feldpoſtbriefen) 
zu beachten iſt. 

In Folge der Mobilmachung der preußiſchen Armee ſind 
beſondere Feldpoſt⸗Anſtalten eingerichtet worden, welche auch 
die Privat-Correſpondenz der Militärs und Militärbeamten 
vermitteln. Das General -Poſtamt hat die desfalls getroffe- 
nen näheren Anordnungen öffentlich bekannt gemacht, und 
es müſſen ſich nach demſelben alle Diejenigen, welche mit 
Militärs zu correſpondiren haben, genau richten, um auf die 
ſichere und pünktliche Beförderung ihrer Sendungen rechnen 
zu können, da die Auffindung der Empfänger (zumal bei 
dem öftern Wechſel der Standorte) natürlich mit großen 
e verknüpft iſt. Die Hauptbeſtimmungen ſind 
olgende: 

1) Die Aoreſſe muß enthalten: den Namen, den Titel, 

Na militäriſchen Grad oder Amtscharakter), den 

ruppentheil und zwar genaue Angabe des Armee 
korps, des Bataillons der Compagnie oder Schwa⸗ 
dron oder ſonſtigen Truppentheils. Endlich muß 
auch die Adreffe mit dem Bemerken: „Feldpoſtbrief“ 
verfehen fein. (Die Angabe des Ortes iſt nicht nö« 
thig, muß vielmehr unterbleiben, ſchon ueshalb, weil 
der Truppentheil ja inzwiſchen feinen Standort ver ⸗ 
laſſen haben kann.) 

2) Gewöhnliche Briefe find, (wenn die Adreſſe, wie vor · 
ſtehend angegeben iſt) frei von Porto und bedürfen 
alſo keiner Frankitung. 

3) Geldſendungen dürfen nicht mittelſt Poſtanweiſungen 

eſchehen, da ſich die Feldpoſt mit Auszahlung der 

ſalben nicht befaſſen kann, ſondern durch förmliche 
Geldbriefe, welche bis zu einem Werthe von 50 
Thlrn. ganz wie gewöhnliche Briefe portofrei find. 
Geldbriefe mit einem Betrage über 50 Thaler wer ⸗ 
den durch die Feldpoſten nicht befördert. 

4) Packete werden nicht durch die Feldpoſten, ſondern 
durch die gewöhnlichen Orts-Poſtanſtalten an die 
Adreſſaten übermittelt. Zur Exleichterung des Abga⸗ 
begeſchäfts ift es nothwendig, daß dieſelben ſtets 
frankirt zur Poſt gegeben werden. 

5) Poſtvorſchüſſe dürfen auf eine Sendung an Militärs 
oder Militärbeamte überall nicht erhoben werden. 


Induſtrie, Handel und Geſchäftsverlehr. 


— Darlehns - Kaſſenſcheine. Berlin, den 9. Juni. 
Einer Bekanntmachung der tönigl. Immediat⸗Kommiſſion zur 
Kontrolirung der Banknoten zufolge iſt die durch die Ver · 
ordnung vom 18. Mai 1866 vorgeſchriebene Ausfertigung 
von Darlehns.⸗Kaſſen ſcheinen fo weit vorgeſchritten, daß nun⸗ 


mehr die Uebergabe derſelben und zwar zunächſt der Apoints 
a 10 Thlr. an die Haupt-Verwaltung der Darlehnskaſſen all- 
mälig erfolgen wird. Die Darlehnskaſſe in Berlin wird am 
11. d. Mts eröffnet 


Thorn, den 11. Juni. 
und Gewicht bezahlt, für 
Weizen: Wiſpel geſund 36—64 thlr. 
Roggen: Wiſpel 30 —32 thlr. 

Er ee Wiſpel weiße 33—40 thlr. 

Gerſte: Wiſpel kleine 28—30 thlr. 
afer: Wiſpel 20 — 22 thlr. 
artoffeln: Scheffel 13—15 ſgr. 
utter: Pfund 5 ¼½—6 ſgr. 
ier: Mandel 3-3 ſgr. 

Stroh: Schock 10 — 12 thlr. 

Hen: Cenmer 25 —30 ſgr. 


Agio des Ruſſiſch⸗Polniſchen Geldes. Polniſch Papier 


153 pCt. Ruſſiſch Papier 153½ pCt. Klein -Courant 
40—44 pCt. Groß-Courant 11—12 pCt. Alte Silberrubel 
10—13 pCt. Neue Silberrubel 6 pCt. Alte Kopeken 
13—15 pCt. Neue Kopeken 45 pCt. 


Amtliche Tages⸗Notizen. 


Den 10. Juni. Temp. Wärme 14 Grad. Luftdruck 28 Zoll 
3 Strich. Waſſerſtand 2 Fuß 1 Zoll. 

Den 11. Juni. Temp Wärme 15 Grad. Luftdruck 28 Zoll 
2 Strich. Waſſerſtand 1 Fuß 11 Zoll. 


Inſerate. 


Nachſtehende Verfügung aus dem hie⸗ 
ſigen Kreisblatt vom 9. d. M. Nr. 46 


Verfügungen und Bekanntmachnugen des Kö⸗ 
niglichen Landraths. 


Höhere Anordnungr zufolge ſoll, um den im Fall 
eines Krieges eintretenden Bedarf an Erſatzmannſchaf⸗ 
ten zu decken, ohne die älteren Jahrgänge der Land⸗ 
wehr heranzuziehen, nöthigenfalls noch im Laufe des 
Sommers eine Muſterung der Heerespflichtigen, welche 
in den Jahren 1865 rückwärts bis 1857 von der Ein⸗ 
Bobu freigeblieben Gia ſtattfinden, und zu dieſem 

ehuf ein zweites Erſatzgeſchäft abgebalten werden. 
Bei demſelben concurriren alle die in den Jahren 1843 
bis einſchließlich 1835 geborenen Heerespflichtigen, 
welche in den Jahren 1865 bis einſchießlich 1857 

1) zur Armee -Reſerve, 2) zum Train oder zum 
Dienſt als Handwerker, 3) zur Erſatz⸗Reſerve deſig⸗ 
nirt worden, oder 4) disponibel geblieben find. 

Ad. 3 findet die Heranziehung ſtatt, gleichviel, ob die De⸗ 
ſignirung zurErſatz⸗Reſerve wegen körperlicher Fehler, oder 
wegen Famllienverhältniſſen, oder wegen hoher Loosnum⸗ 
mer ſtattge, unden hat, und bleiben hiernach nur diejenigen 
Heerespflichtigen der gedachten Jahrgänge von der be⸗ 
abſichtigten wiederholten Vorſtellung ausgeſchloſſen, 
welche feiner Zeit ais dauernd Dienſtunbrauchbar von 
aller ferneren Dienſtpflichtigkeit entbunden worden ſind. 

Demzufolge werden alle im hiefigen Kreiſe ſich 
erg in den Jahren 1843 bis rückwärts 1835 
eborenen männlichen Perſonen hiermit aufgefordert 
ſich mit ihren Militair⸗Papieren bis zum 18. Juni 
cr. bei ihren Ortsbehörden zu melden, widrigenfalls 
ſie als ah Heerespflichtige behandelt werden wür⸗ 
den. Im Falle einſtweiliger Abweſenheit einzelner 


Militärpflichtiger muß dieſe Meldung von den Eltern 
Angehörigen, Vormündern, Lohn⸗, Brod⸗ und Fabrik⸗ 


herrn cz. rechtzeitig erfolgen, zur Vermeidung der im 
§ 7 der Polizeiverordnung vom 9. Januar 1860 an= 
— Strafe event. verhältnißmäßiger Gefängniß⸗ 
trafe. : 

Sollte einer oder der andere Militärpflichtige nicht 
mehr im 14 — ſeiner Militärpapiere ſein, ſo hat er 
ſich ſolche ſofort zu beſchaffen, widrigenfalls angenom⸗ 
men werden wird, daß er fi der Geſtellung vor einer 
Militair⸗ꝛlushebungs⸗Kouimiſſion bisher entzogen hat 
und mob er demzufolge als unſicherer Heerespflich⸗ 
tiger behandelt werden. 
wird hiermit mit dem Bemerken zur Kenntniß rigen 
daß die Meldungen der in den Jahren 1843 bis ein⸗ 
ſchließlich 1835 geborenen und 5 nicht eingezogenen 

eerespflichtigen der Stadt und Vorſtädte mit ihren 

auf⸗, Looſung oder ſonſtigen Militärſcheinen bis zum 
18. d. M. unfehlbar in unſerm Einquartirungsbürean 
in den Dienſtſtunden zu machen ſind. Wer dieſe Mel⸗ 
dung unterläßt, hat eine Strafe bis zu 10 Thle. event, 
verhältnißmäßige ut Ear verwirkt. 

Thorn, den 11. Juni 1866. 


Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 

Den Beſitzern von Grundſtücken im Fe⸗ 
ſtungsrayon wird hiermit zur Nachachtung bekannt 
gemacht, daß von der Königl. Commandantur fortan 
nur ſolche Bau-Geſuche berückſichtigt werden, wenn 


denſelben die erforderlichen Zeichnungen und Pläne 


in einem dem Zwecke entſprechen den Maßſtabe 
und eingeſchriebenen Maaßen moöͤglichſt detaillirt 
und unter genauer Bezeichnung der Bauſtelle, bei⸗ 
gefügt werden. 

Thorn, den 7 Juni 1866. 


Der Magiſtrat, Polizei⸗Verwaltung. 


Es wurden nach Qualität f 


zu 


Bekanntmachung. 
Ein noch neuer Ueberzieher iſt als geſtohlen 
in Beſchlag genommen. 
Der Eigenthümer wolle ſich ſchleunigſt bei 
unſerer Polizei⸗Inſpektion melden. 
Thorn, den 6. Juni 1866. 


Der Magiſtrat. 


Konkurs⸗Eröffnung. 

Ueber das Vermögen des Kaufmanns Abra - 
ham Böhm in Firma A. Böhm iſt der kaufmän⸗ 
niſche Konkurs eröffnet und der Tag der Zah⸗ 
lungseinſtellung auf den 29. Mai cr. feſtgeſetzt. 

Zum einſtweiligen Verwalter der Maſſe iſt 
der Kaufmann H. Findeisen hierſelbſt beſtellt. 
Die Gläubiger des Gemeinſchuldners werden auf⸗ 
gefordert, in dem auf 

den 16. Juni er. 

Vormittags 11 Uhr 
in dem Verhandlungszimmer Nr. 3 des Gerichtsge— 
bäudes vor dem gerichtlichen Kommiſſar Herrn Kreis— 
richter Lesse anberaumten Termine ihre Erklä⸗ 
rungen und Vorſchläge über die Beibehaltung 
dieſes Verwalters oder die Beſtellung eines ans 
dern einſtweiligen Verwalters abzugeben. 

Allen, welche vom Gemeinſchuldner etwas an 
Geld, Papieren oder anderen Sachen in Beſitz 
oder Gewahrſam haben, oder welche ihm etwas 
verſchulden, wird aufgegeben, nichts an denſelben 
zu verabfolgen oder zu zahlen; vielmehr von dem 
Beſitze der Gegenſtände bis zum 15. Juli er. 
einſchließlich dem Gerichte oder dem Verwalter 
der Maſſe Anzeige zu machen, und Alles, mit 
Vorbehalt ihrer etwaigen Rechte, ebendahin zur 
Konkursmaſſe abzuliefern. Pfandinhaber und an⸗ 
dere mit denſelben gleichberechtigte Gläubiger des 
Gemeinſchuldners haben von den in ihrem Be— 
fige befindlichen Pfandſtücken uns Anzeige zu 
machen. 

Thorn, den 4. Juni 1866. 


Königliches Kreis-Gericht. 


geſetzt. 

Zum einſtweiligen Verwalter der Maſſe iſt 
der Kaufmann A. Haupt hieſelbſt beſtellt. Die 
Gläubiger des Gemeinſchuldners werden aufge⸗ 
fordert, in dem auf 

den 22. Juni er. 

Vormittags 11 Uhr 
in dem Verhandlungszimmer Nr. III. des Ge⸗ 
richtsgebäudes vor dem gerichtlichen Kommiſſar 
Herrn Kreis-Gerichts⸗Rath Hanow anberaumten 
Termine ihre Erklärungen und Vorſchläge über 
die Beibehaltung dieſes Verwalters oder die Be⸗ 
ſtellung eines andern einſtweiligen Verwalters ab⸗ 
zugeben. 

Allen, welche vom Gemeinſchuldner etwas 
an Geld, Papieren oder anderen Sachen in Bes 
ſitz oder Gewahrſam haben, oder welche ihm et⸗ 
was verſchulden, wird aufgegeben, nichts an den⸗ 
ſelben zu verabfolgen oder zu zahlen: vielmehr 
von dem Beſitze der Gegenſtände bis zum 15. 
Juli er. einſchließlich dem Gerichte oder dem 
Verwalter der Maſſe Anzeige zu machen, und 
Alles, mit Vorhehalt ihrer etwaigen Rechte, eben⸗ 
dahin zur Konkursmaſſe abzuliefern. Pfandinha⸗ 
ber und andere mit denſelben gleichberechtigte 
Gläubiger des Gemeinſchuldners haben von den 
in ihrem Beſitze befindlichen Pfandſtücken uns 
Anzeige zu machen. 

Thorn, den 7. Juni 1866 

Königliches Kreis-Gericht. 
1. Abtheilung. 


Wollſäcke und Wollſchnur, 
Aapspläne und Rapsleinen, 
gelreideſäcke 


in allen Größen empfiehlt billigt 
Moritz Meyer, 


Nur einen Thaler Courant 


foftet bei Unterzeichnetem eine Biertel-Original-Obligation zu der am 14. und 15. Juni er. ſtatt⸗ 


findenden Ziehung der großen 


Wraunſchweiger Staats-Prämien-Verloofung, 


worin zuſammen 17600 Preiſe enthatten find, darunter ſolche von 
event. Thaler 100,000, 60,000, 40,000, 20,000, 10,000, 8000, 6000, 5000, 4000, 


3000, 2000, 1500, 1000. 


Aufträge mit baar oder Ordre zur Poſtnachnahme wolle man einſenden au 


G. Daubert jun. in Braunſchweig, Pohſweg Nr. 69. 


NB. Auf der Adreſſe nicht zu vergeſſen: 


Bekanntmachung. 
Am 20. Juni d. J. 
Nachmittags 1 Uhr 
ſollen in Schönſee auf dem Grundſtücke des Be— 
ſitzers Templin ein Reitpferd, 4 Stärken, ver» 
ſchiedene Möbel- und Kleidungsgegenſtände meiſt— 
bietend verkauft werden. 
Thorn, den 31. Mai 1866. 
Königliches Kreis-Gericht. 
1. Abtheilung. 


Alle Sorten Siegellack. 
bei Ernst Lambeck. 


Wohlſchmeckenden Himb.⸗Sirup zu Limo⸗ 
nade und zu Gebäck⸗Marmelade, a Quart 20 
Sgr. empfiehlt Horstig. 


eee eee 


Allerneueste grosse 
Capitalien-Vertheilung 
von 2 Millionen 677,250 Mark, 


bei welcher 
nur Gewinne 
gezogen werden, 
genehmigt und garantirt von der Staals- 
5 Regierung. 
Ein Staats-Original-Loos kostet 4 Thaler Pr. Court 
Zwei Halbe do. Loose kosten K „ 
Vier Viertel do. do. do. 4 „ „ 
Acht Achtel do. do, do. 4 „ 55 
O Bei Entnahme von 11 Loosen sind nur 
10 zu bezablen. 
Unter 17,600 Gewinnen befinden sich 
Haupttreffer v. Mark 250,000, 150,000, 
FJ 100,000, 50,000, 25,000, 2 mal 20,000, 
fi I mal 17,500, 2 mal 15,000, 2 mal 12,500 
J Zmal 10,000, 1 mal 7500, 5 mal 5000, 
a mal 3750, 2mal 3000, 105 mal 2500, 
7 5 mal 1250, 105mal 1000, 5mal 750, 
— 120 mal 500, 235mal 250, 10700 mal 
117 Mark ete. ete 
Beginn der Ziehung am 14. Juni d. J. 
Unter meiner in weitester Ferne be- 
kannten und allgemein beliebten Ge- 
schäftsdevise : 


„Gottes Segen bei Cohn!“ 


wurde bei mir erst am 28. Februar d. 
JJ und zwar zum 21sten Male des grosse 
Loos, am 4. April d. J. der allergrösste 
Hauptgewinn und jüngst am 26. vorigen 
Monats schon wieder zwei der grössten 
7 Hauptreffer bei mir gewonnen. Das an- 
haltende Glück meines Geschäfts zeigt, 
® sich also bei jeder Gewinnziehung. — 
Auswärtige Aufträge mit Rimessen 
< in allen Sorten Papiergeld oder Frei- 
marken oder gegen Postvorschuss führe € 
ich selbst nach den entferntesten Gegen- 8 
den prompt und verschwiegen aus und 7 
sende amtlicheZiehungslisten unddewinn- 
2 gelder sofort nach der Entscheidung zu. 


2 
Laz. Sams. Cohn, 
& 


S 
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Danquier in Hamburg. 


SSS οοαννM,j˖⅜“˖ 
2 Thlr. Belohnung. 


1 goldene Broche mit blauer Emaille, daran an 
einer feinen Haarſchnur ein goldenes Kreuz mit 
Stereoskop, iſt vom Bahnhof nach der Brücken⸗ 
ſtraße verloren gegangen. 

Abzugeben Brückenſtr. 38, 2 Treppen hoch. 


Bohlweg 9. 


| | Der Verkauf der Looſe zum 
| Dau rines Kranken- und Verpflegungs- 
hauſes zu Düſſeldorf, 


ohne Unterſchied des Standes und Bekenntniſ— 
ſes iſt mir von der General-Agentur des Herrn 
Adolph Geſtewitz in Düſſeldorf für den hie— 
ſigen Ort übertragen worden, und halte ich 
ſtets Looſe zur gefälligen Abnahme vorräthig. 
Ziehung der Lotterie im Juni 1866. 


Preis des Looſes 15. Sur 
Der Agent Ernst Lambeck in Thorn. 
ain r 11 ch der Node⸗ 
Violin-Unkerricht use as 
Baillotſchen-Violinſchule wird ertheilt Kulmerſtr. 
331. Rabowsky, Mufifmeifter a. D. 


Um jeder Concurrenz vegegneu 
n können, verkaufe ich von heute 
ab, 5 Pf. 10 Loth Feinbrod für 5 Sgr., halb» 
weißes 6 ½ Pfd. für 5 Sgr. 
H. Hey, Bäckermeiſter. 
Culmerſir. Nr. 340/41. 
Mir übergebene Stoffe aus vergan⸗ 
genem, wie auch dieſem Jahre ſind 
bereits gefärbt und bitte ich dieſelben 
recht bald abholen zu laſſen. 
L. Lüdkte, 


Thoru. 85 
Färbermeiſter. 


Vorräthig bei Ernst Lambeck in Thorn: 

Zur Unterhaltung und Wiedererzählung iſt 

die beliebte Schrift zur Anſchaffung zu empfehlen: 
Fr. Nabener, 


Knallerbſen, 


oder: Du ſollſt und mußt lachen. 
Enthaltend (256) neue intereſſante Anekdoten von 
Künſtlern, Gelehrten und fürſtlichen Perſonen, 
vom Kaiſer Joſeph II., Napoleon III., und Kö⸗ 
nig Friedrich dem Großen. — Zur Aufheiterung 
auf Reiſen, Spaziergängen, bei Tafel und in 

Geſellſchaften. 
Ueber 14,000 Exemplare wurden bereits davon 
abgeſetzt. 
Zwölfte Auflage. Preis nur 10. Sgr. 


WDollband 


beſter Sorte, dünn gearbeitet und trocken, em⸗ 
pfiehlt den Herrn Wollhändlern und Gutsbeſitzern 
pro Etr. 14 Thlr., pro Pfd. 4½¼ Sgr., die Le⸗ 
der⸗ und Seiler⸗Handlung von 
Scholly Behrendt. 
Baderſtraße 81. 


Maljes gering 


und Kumſtpflanzen verkauft billig 
. 6. Willimtzig. 


ie bis jetzt von Herrn Premier + Lieutenant 
Klein bewohnte Belletage in meinem Hanſe 
Altſt. Nr. 165 ift vom 1. Juli er. anderweitig 
zu vermiethen. E. R. Hirschberger. 
Die frühere Wohnung des Herrn Obriſt⸗Lieute⸗ 
nant v. Etzel, iſt vom 1. Juli cr. ab zu 
vermiethen und zu beziehen bei 
N. Neumann. 


Es predigen: 
Mittwoch, den 13. Juni Abends 6 Uhr Bibelſtunde Herr 
Pfarrer Schnibbe. 


Verantwortlicher Redatteur Ernſt Lambeck. — Druck und Verlag der Rathsbuchdruckerei. 
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